
Seit der Kommunalwahl im Oktober 2018 befand sich 
Polen in einem regelrechten Wahlmarathon, der über die 
Europawahl im Mai 2019 sowie die Parlamentswahl im 
Oktober 2019 führte und schließlich am 10. Mai 2020 mit 
der Präsidentschaftswahl enden sollte. Die Covid-19-Pan-
demie machte diese Planung allerdings zunichte – und 
führte aus Sicht vieler Beobachterinnen und Beobach-
ter dabei schnell zu politischen Verwicklungen, die letzt-
lich dem Ansehen der gesamten polnischen Demokratie 
schadeten. Zu Beginn des Jahres 2020 waren sowohl die 
politischen Parteien als auch die Bevölkerung von den 
hinter ihnen liegenden Wahlkämpfen ermüdet. So wur-
de zunächst auch begrüßt, dass die Regierung einen der 
in verfassungsrechtlicher Hinsicht frühestmöglichen Ter-
mine für die Präsidentschaftswahlen ins Auge fasste. Als 
die Präsidentin des polnischen Unterhauses, Sejm-Mar-

schallin Elżbieta Witek, am 5. Februar 2020 die Wahl ver-
fassungsgemäß für den 10. Mai ansetzte, ahnte allerdings 
noch niemand, dass ihre Durchführung zu einer kaum 
zu bewältigenden Aufgabe werden würde. Die Parteien 
stellten ihre Kandidaten auf und starteten in den Wahl-
kampf (Abb. 1). Laut Umfragen hatte der amtierende 
Präsident Andrzej Duda hier einen deutlichen Vorsprung 
vor seinen Konkurrenten (Abb. 2). Entschieden war die 
Wahl damit allerdings noch nicht, denn da nicht zu er-
warten war, dass Duda die absolute Mehrheit erreichen 
würde, kämpften die Oppositionskandidaten hartnäckig 
um den zweiten Platz, der ihnen die Teilnahme an ei-
ner anschließenden Stichwahl ermöglichen würde. Der 
Sieg eines gemeinsamen Kandidaten der Opposition in 
dieser Stichwahl hätte in dem seit Jahren von der natio-
nalkonservativen Partei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i  
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Trotz der Covid-19-Pandemie hielt die PiS-geführte Regierung in Polen lange am Termin der ursprünglich für den 
10. Mai 2020 angesetzten Präsidentschaftswahl fest – auch weil sie zu einem späteren Zeitpunkt ungünstigere 
Bedingungen für ihren Kandidaten, den amtierenden Präsidenten Andrzej Duda, vermutete. 

Hierzu sollte die Wahl ausschließlich als Briefwahl mit Hilfe der (staatlichen) Post sowie deren Subunternehmen 
durchgeführt werden. Die Organisation sollte das PiS-geführte Finanzministerium übernehmen.

Die eingeleiteten Maßnahmen, Verordnungen und Gesetzesvorlagen erwiesen sich allerdings als verfassungsrechtlich 
höchst fragwürdig und führten zu massiven politischen, rechtlichen und organisatorischen Problemen.

Vier Tage vor dem angekündigten Termin wurde die Wahl schließlich doch noch abgesagt und nach langer 
Ungewissheit dann auf den 28. Juni 2020 verschoben. In den Umfragen hat Präsident Andrzej Duda daraufhin 
deutlich an Zustimmung verloren.



Sprawiedliwość, kurz PiS) dominierten Land mehr als nur 
eine symbolische Bedeutung, denn in Polen kommt dem 
Amt des Staatspräsidenten nicht nur eine repräsentative, 
sondern auch eine wichtige politisch-administrative Funk-
tion zu. So besitzt der Staatspräsident Gesetzesinitiativ- 
und Vetorechte, mit denen auch die derzeitige PiS-Re-
gierung in ihrer Handlungsmacht eingeschränkt werden 
könnte (vgl. Infobox). 

1. DER WAHLKAMPF UND DAS VIRUS

Am 4. März 2020 wurde der erste Fall von Covid-19 in 
Polen offiziell bestätigt. In der Folge begann sich auch 
hier das neuartige Virus mit rasanter Geschwindigkeit 
auszubreiten. Bereits Mitte März sah sich die polni-
sche Regierung deshalb zu zahlreichen Maßnahmen 
veranlasst – von der Absage von Großveranstaltungen 
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Abb.1: Die Kandidaten zur Präsidentschaftswahl 2020

Kandidat(in) Bisherige Funktion Politische Affiliation 
Andrzej Duda Amtierender Präsident unterstützt von Prawo i Sprawiedliwość 

(PiS, Recht und Gerechtigkeit)
Małgorzata Kidawa-Błońska Mitglied des Sejms, stellvertretende Prä-

sidentin des Unterhauses im Parlament 
(Sejm). Trat am 15. Mai als Kandidatin 
zurück

Koalicja Obywatelska (KO,  Bürgerkoali-
tion)

Rafał Trzaskowski Stadtpräsident von Warschau, ersetzte 
am 15. Mai Kidawa-Błońska 

Koalicja Obywatelska (KO,  Bürgerkoali-
tion)

Robert Biedroń Mitglied des Europaparlaments, Vorsit-
zender von Frühling (Wiosna)

Lewica (Linke ) (eine Koalition drei linken 
Parteien, darunter Wiosna)

Władysław Kosiniak-Kamysz Mitglied des Sejms, Vorsitzender von PSL Polskie Stronnictwo Ludowe (PSL, Polni-
sche Volkspartei)

Szymon Hołownia Journalist unabhängig
Krzysztof Bosak Mitglied des Sejms, einer der Parteifüh-

rer der Konfederacja 
Konfederacja Wolność i Niepodległość 
(Konfederacja, Konföderation Freiheit 
und Unabhängigkeit)

Quelle: eigene Darstellung (abgebildet sind jene der insgesamt 12 Kandidaten, die in Meinungsumfragen mindestens 1 % Zustimmung verzeichnen). 

Abb. 2: Zustimmungswerte der Präsidentschaftskandidaten Januar-Juni
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(10. März), über die Schließung von Schulen und Kul-
turinstitutionen (12. März) bis hin zur Einführung von 
Grenzkontrollen und der Verhängung eines Einreise-
verbots für Ausländer (15. März). Am 20. März erließ 
das Gesundheitsministerium eine Verordnung, in der 
ein stan epidemii (Epidemie-Zustand) erklärt wurde 
(Dz.U. 2020 poz. 491). Kurz darauf folgten weitere Be-
schränkungen der Bewegungs- und Versammlungsfrei-
heit sowie die Schließung zahlreicher Einrichtungen, 
Läden, Parks und Strände. Die Bevölkerung akzeptier-
te diese Maßnahmen überwiegend und hielt sich an 
die entsprechenden Verbote (Maj/Skarżyńska 2020). 
Für Diskussionen sorgten nur wenige der Einschrän-
kungen – etwa ein Verbot des Betretens polnischer 
Wälder. Auf kritische Äußerungen von Ärzten, Kran-
kenschwestern, Hebammen und anderen Vertretern 
medizinischer Berufe über beschlossene Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Pandemie reagierte die Regierung 
allerdings dünnhäutig. Wer öffentliche Kritik äußerte, 
wurde in den von PiS dominierten Medien attackiert. 
Einige wurden gar vom Dienst suspendiert, mit der Be-
gründung, sie hätten mit ihren Äußerungen dem guten 
Ruf ihrer Arbeitsstelle geschadet und gezielt Falschin-
formationen verbreitet, was wiederum für heftigen Wi-
derspruch in regierungskritischen Medien sowie vom 
Rzecznik Praw Obywatelskich1, dem in der polnischen 
Verfassung vorgesehenen Beauftragten für Bürger-
rechte, sorgte (z.B. Nowakowska 2020; Rzecznik Praw  
Obywatelskich 2020b).
 
Teile der Kritik stellten auch die Verfassungsmäßigkeit 
der getroffenen Corona-Maßnahmen infrage, etwa 
weil sie stark in fundamentale Rechte und Freiheiten 
der Bürger eingriffen, ohne hierfür über die nötige 
rechtliche Grundlage zu verfügen. Auch wurde bemän-
gelt, dass viele dieser Eingriffe auf der Basis einfacher 
Gesetze oder gar mit Hilfe von Verordnungen vorge-
nommen wurden, anstatt sie durch Ausrufung des  
stan klęski żywiołowej (Katastrophenzustandes)2 zu le-
gitimieren (Flis 2020; Ivanowa 2020; Klauziński 2020a; 
Pankowska 2020b; Płatek 2020; Sitnicka 2020a; Szy-
maniak 2020; Tokfm 2020). Laut Verfassung hätte dies 
jedoch bedeutet, dass die Durchführung der Präsident-
schaftswahlen für die Dauer des Katastrophenzustan-
des plus 90 Tage ausgesetzt werden müsste. Obwohl 
die rechtlichen Kriterien für eine derartige Verschie-
bung offensichtlich erfüllt waren und auch der Beauf-
tragte für Bürgerrechte, das Oberste Gericht (Sąd Na-

1 Rzecznik Praw Obywatelskich, der Beauftragte für Bürgerrechte ist ein Verfassungsorgan zum Schutz der Bürger vor rechtswidrigem staatlichen Handeln und 
zum Schutz der Menschenrechte (Art. 208 Abs. 1 der Verfassung). Er kann auf eigene Initiative oder auf Antrag eines einzelnen Bürgers (Art. 80 der Verfassung), 
aber auch der Selbstverwaltungskörperschaften oder dem Kinderrechtsbeauftragten (Art. 9 des Gesetzes über den Beauftragten für Bürgerrechte, Dz.U. 1987 
nr 21 poz. 123) tätig werden. Zu seinen Handlungsmöglichkeiten zählen öffentliche Stellungnahmen, Aufforderungen an die Verwaltung, die Einleitung von 
Rechtsverfahren sowie die Anrufung des Verfassungsgerichtshofes (Art. 14 des Gesetzes). Seit dem 9. September 2015 hat Adam Bodnar, ein anerkannter 
Verfassungsrechtler und Menschenrechtsaktivist, das Amt inne.

2 In der polnischen Verfassung wird zwischen Kriegszustand, Ausnahmezustand und Katastrophenzustand unterschieden. Die Ausrufung eines dieser Zustände 
verschiebt anstehende Wahlen automatisch.

3 In einer Befragung vom 23. März 2020 traten 72 Prozent der Befragten für eine Verschiebung der Wahl ein, nur 16 Prozent waren dagegen, 12 
Prozent unentschieden. Eine andere Umfrage ermittelte am 22. und 23. April 2020, dass 59 Prozent der Polinnen und Polen zudem die Ausrufung des 
Katastrophenzustandes befürworteten und die Präsidentschaftswahl eher im Herbst 2020 oder Frühjahr 2021 durchführen lassen wollten. Nur 9 Prozent 
stimmten der von der PiS-Regierung verfolgten Lösung einer Briefwahl im Mai 2020 zu. 11 Prozent sprachen sich hingegen für eine Online-Wahl aus, 13 
Prozent bevorzugten eine Verfassungsänderung und die Verlängerung der Amtszeit des Präsidenten um zwei Jahre. 

jwyższy), Vertreter des medizinischen Personals sowie 
eine überwiegende Mehrheit der Bevölkerung3 dies 
unterstützten, weigerte sich die Regierung, den erfor-
derlichen Katastrophenzustand auszurufen. Die Re-
gierungspartei PiS befürchtete nämlich, dass bei einer 
Verschiebung der Wahl auf den Herbst 2020 eine nach 
der Pandemie folgende Wirtschaftskrise die Stimmung 
im Land sowie die Wahlaussichten von Andrzej Duda 
deutlich verschlechtern würde (Woźnicki, Łukasz 2020; 
Puls Medycyny 2020; Osiecki/Żółciak 2020; Żerkows-
ka-Balas/Markowski 2020; Rzecznik Praw Obywatel-
skich 2020a; Rutkiewicz 2020; Tokfm 2020). 

INFOBOX – Die Rolle des Präsidenten in der 
polnischen Verfassung   

• Die Kompetenzen des Präsidenten sind in der 
polnischen Verfassung von 1997 in Kapitel V (Arti-
kel 126 bis 145) festgelegt. 

• Der Staatspräsident wird direkt vom Volk gewählt 
(allgemeine, gleiche, unmittelbare und geheime 
Wahl). 

• Antreten dürfen alle polnischen Staatsbürger, die 
am Wahltag das 35. Lebensjahr vollendet haben 
und über das Recht zur Teilnahme an der Par-
lamentswahl verfügen. Darüber hinaus müssen 
die Kandidaten eine Liste mit 100.000 Unterstüt-
zungserklärungen von wahlberechtigten polni-
schen Staatsbürgern vorlegen. 

• Der Präsident wird mit einer absoluten Mehrheit 
gewählt. Sollte kein Kandidat mehr als 50 Prozent 
der Stimmen gewinnen, findet eine Stichwahl 
zwei Wochen später statt. 

• Die Amtszeit beträgt 5 Jahre. Wiederwahl ist ein-
malig möglich. 

• Die Funktion des Präsidenten der polnischen Re-
publik ist überwiegend repräsentativ. Er ist das 
Staatsoberhaupt und ihm obliegt die Aufsicht 
über die Anwendung der Verfassung, über die 
Unabhängigkeit und Sicherheit des Staates so-
wie die Unantastbarkeit und Unteilbarkeit des 
Staatsterritoriums. 

• Der Präsident hat das Recht zur Gesetzesinitiati-
ve, das Recht, Gesetzesentwürfe per Veto zu blo-
ckieren und sie zur Prüfung dem Verfassungsge-
richt vorzulegen.  
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Trotz eines weitgehenden Shutdowns des öffentlichen 
Lebens sollte deshalb nun die Präsidentschaftswahl 
schnellstmöglich organisiert und durchgeführt werden. 
An einen regulären Wahlkampf war dabei allerdings nicht 
zu denken. Bereits das weitgehende Versammlungs-
verbot machte ihn praktisch unmöglich, was zudem die 
Fairness der Wahl fraglich erschienen ließ. Małgorza-
ta Kidawa-Błońska, die Kandidatin der oppositionellen 
Koalicja Obywatelska (Bürgerkoalition) und Zweitplatzierte 
in den Umfragen, stellte ihren Wahlkampf bereits Ende 
März komplett ein, mit der Begründung, dass unter den 
gegebenen Bedingungen keine demokratische Wahl mög-
lich sei (Gazeta Prawna 2020b). Die Hartnäckigkeit, mit der 
sich die Regierung einer Verschiebung des Wahltermins 
widersetzte, führte teilweise zu bemerkenswerten Diskus-
sionen. Sie zwang ihre Vertreter, sich auf immer bizarrer 
wirkende Argumente und Rechtskonstruktionen zu beru-
fen, um den Wahltermin trotz Pandemie zu rechtfertigen.
  
2. JAKA PIĘKNA KATASTROFA! – WAS FÜR EINE 
WUNDERSCHÖNE KATASTROPHE!

Dieser Satz aus Nikos Kazantzakis‘ Roman Alexis Sorbas ist 
in Polen ein bekannter Ausspruch zur Beschreibung eines 
spektakulären Desasters. Er passt gut zu dem, was letzt-
lich mit dem Wahltermin vom 10. Mai 2020 geschah: Die 
unnachgiebige Haltung der Regierungspartei PiS verstrick-
te diese mehr und mehr in Widersprüche und fügte ihrem 
Ansehen schweren Schaden zu. Sie verleitete ihre Vertre-
ter zu Aussagen und Handlungen, die Kritiker als vorsätz-
liche Verletzung demokratischer Prinzipien ansahen. Zwar 
wurden derart schwerwiegende Vorwürfe in den vergan-
genen Jahren immer wieder an die von PiS geführten Re-
gierungen gerichtet – etwa weil sie seit 2015 im Verdacht 
steht, systematisch die Judikative zu demontieren –, doch 
ging es dabei bisher hauptsächlich um das Prinzip der 
Rechtstaatlichkeit. Alle hingegen unter PiS durchgeführten 
Wahlen waren nicht zu beanstanden.

Am 6. April 2020 wurde dem Sejm ein Gesetzesentwurf 
vorgelegt, wonach die Wahlen vom 10. Mai 2020 aus-
schließlich per Briefwahl stattfinden sollten – eine Me-
thode, die im polnischen Wahlsystem eigentlich nicht 
vorgesehen ist.4 Der Entwurf wurde noch am selben 
Tag mit den Stimmen der Regierungsfraktion angenom-
men und dem Senat übermittelt. Dieses Vorgehen zog 
bereits deshalb massive Kritik auf sich, weil laut einem 
früheren Urteil des Verfassungsgerichts (Trybunał Konsty-
tucyjny, Urteil K9/11 vom 20 Juli 2011) jede Änderung des 
Wahlrechts mindestens sechs Monate vor der nächsten 
Wahl verabschiedet werden musste. Zudem war auch 
die Organisation einer Briefwahl – in logistischer Hin-
sicht, aber auch in Bezug auf die notwendige Wahrung 

4 Bis 2018 war die Methode nur für Wählerinnen und Wähler im Ausland zugelassen. 
5 Die OSZE empfahl Polen unter anderem, (1) sicherzustellen, dass Änderungen von Wahlgesetzen durch einen öffentlichen und pluralistischen Prozess 

begleitet werden, der dem Prinzip der Rechtsstaatlichkeit entspricht, echte Diskussionen ermöglicht und die wichtigsten Interessengruppen einbezieht, 
(2) zu überdenken, ob es dem Präsidenten des Unterhauses tatsächlich möglich sein sollte, das Datum von Wahlen zu ändern sowie (3) alle Befugnisse zur 
Organisation und Durchführung von Wahlen in die Hände der (unabhängigen) Wahlkommission zu legen.

demokratischer Prinzipien bei ihrer Durchführung (z.B. 
die Sicherung des Wahlgeheimnisses oder Verhinderung 
möglicher Fälschungsversuche) – innerhalb von wenigen 
Wochen kaum umzusetzen. Der Senat, die von der Oppo-
sition kontrollierte zweite Kammer, nutzte die maximal 
erlaubte Beratungszeit von 30 Tagen entsprechend aus, 
um dadurch die Regierung zu zwingen, die Wahl doch 
noch zu verschieben. Schon am 10. April hatten außer-
dem verschiedene Rechtswissenschaftler sowie Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter polnischer Universitäten einen 
offenen Brief publiziert, in dem sie die Regierung dazu 
aufriefen, die in ihren Augen verfassungswidrige Wahl 
nicht durchzuführen (Tumidalski 2020). Darüber hinaus 
erklärte am 27. April das Oberste Gericht (Sąd Najwyższy) 
in einer Stellungnahme, dass der Gesetzentwurf vom 6. 
April nicht weiterverfolgt werden sollte (Sąd Najwyższy 
Rzeczypospolitej Polskiej 2020). Zur Begründung ihrer 
Entscheidung verwiesen die Richter auf zahlreiche recht-
liche Fehler im Text des Entwurfes sowie auf die Art und 
Weise, wie der Entwurf vom Sejm angenommen wurde. 
Selbst die Organisation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa (OSZE) veröffentlichte am selben Tag eine 
negative Beurteilung zur angedachten Wahl in Polen, in 
der sie der polnischen Regierung Verstöße gegen das 
Rechtsstaatsprinzip vorwarf (OSZE 2020).5  Schließlich 
appellierten auch alle Altpräsidenten und fast alle Altmi-
nisterpräsidenten an die Regierung, die Wahl zu verlegen 
(Forum Obywatelskiego Rozwoju 2020; Kublik 2020).  

Auf Seiten der Regierung verlief die Arbeit zur Vorberei-
tung der Wahl ebenfalls eher chaotisch. Einige Kommu-
nalbehörden weigerten sich, Wahllokale zur Verfügung 
zu stellen. Viele meldeten, dass sich aufgrund der Coro-
na-Pandemie nicht genügend freiwillige Helfer fänden. 
Der bisher für die Organisation zuständigen staatlichen 
Wahlkommission (Państwowa Komisja Wyborcza, PKW) 
waren hingegen die Hände gebunden, denn als Teil eines 
Pandemie-Sonderregelungengesetzes waren ihr bereits 
am 17. April 2020 einige notwendige Zuständigkeiten 
entzogen worden. Stattdessen sollte die Durchführung 
der Wahl von dem eigentlich für Bodenschätze und Ener-
gieversorgung zuständigen ‚Ministerium für Staatsver-
mögen‘ (Ministerstwo Aktywów Państwowych) übernom-
men werden. Die entsprechenden Vorschriften waren 
jedoch Teil des geplanten Briefwahlgesetzes, das noch 
nicht verabschiedet war und frühestens am 8. Mai hätte 
in Kraft treten können. Es entstand somit eine rechtliche 
Lücke. Zwischen dem 17. April und dem 8. Mai durfte 
niemand in Polen legal die eigentlich beschlossene Wahl 
organisieren. Der ‚Minister für Staatsvermögen‘ Jacek Sa-
sin begann trotzdem, ohne Rechtsgrundlage erste Maß-
nahmen zu ergreifen. Die staatliche Sicherheitsdruckerei 
wurde mit dem Druck von Stimmzetteln und die Post 
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mit der Planung der Briefwahl beauftragt. Dafür wurden 
öffentliche Mittel ausgegeben.6 Von Post und Druckerei 
wurden wiederum Subunternehmen beauftragt, von 
denen nicht klar war, ob und inwiefern sie das Wahl-
geheimnis gewährleisten und mögliche Fehler und Fäl-
schungsversuche ausschließen konnten – auch weil sich 
einige ihrer Mitarbeiter bereits mit dem Coronavirus infi-
ziert hatten. Befürchtungen um die Legitimität der Brief-
wahl wurden weiter verstärkt, nachdem der Entwurf der 
Stimmzettel aus einer Packstation von einem Whistleblo-
wer an die Öffentlichkeit gebracht worden war. Der über 
den Vorgang informierte Nachrichtendienst ABW konn-
te allerdings nicht eingreifen, da die Dokumente wegen 
der fehlenden gesetzlichen Grundlage im rechtlichen 
Sinne nicht als Stimmzettel anzusehen waren. Zudem 
unterschieden sich die ‚geleakten‘ Stimmzettel von jener 
Vorlage, die die staatliche Wahlkommission ursprünglich 
vorbereitet hatte, obwohl nach dem 17. April eigentlich 
keine Änderungen mehr zulässig waren. Ohne das ‚Brief-
wahlgesetz‘ gab es für die Kommunen auch keine Mög-
lichkeit, legal die Wählerlisten an die Post zu übergeben. 
Zwar wurden am 23. April 2020 die Kommunalbehörden 
von der Post offiziell um eine Herausgabe der Listen ge-
beten, mit Verweis auf die ungeklärte Rechtssituation 
weigerten sich jedoch die meisten Gemeinden, diesem 
Anliegen zu entsprechen. Einige informierten gar die 
Staatsanwaltschaft und zeigten die Post wegen des Ver-
dachts auf Erschleichung personenbezogener Daten an. 
Jene Kommunen hingegen, die die Daten übergeben hat-
ten, wurde von Watchdog Polska, einer Nichtregierungs-
organisation, die für einen freien und transparenten Zu-
gang zu behördlichen Informationen eintritt, angezeigt. 
Minister Sasin hatte derweil eine Wählerliste aus dem 
‚Zentralregister der Bevölkerung‘ (Powszechny Elektro-
niczny System Ewidencji Ludności) geholt, was ebenfalls als 
rechtswidrig eingestuft wurde (Gazeta.pl 2020; Kowalski 
2020; Michalski 2020; Mikołajewska 2020a; Mikołajewska 
2020b; Pankowska 2020a; Pankowska 2020c; Rudziński 
2020; Rzeczpospolita 2020; Wprost 2020; Zieliński 2020).

Vor diesem Hintergrund war es Ende April bereits offen-
sichtlich, dass aus rechtlichen, organisatorischen und 
zeitlichen Gründen der Wahltermin vom 10. Mai nicht 
zu halten war. Am 5. Mai stimmte der Senat schließlich 
mehrheitlich für eine Ablehnung des Briefwahlgesetzes. 
Es wurde erwartet, dass der Sejm am 7. Mai diese Ableh-
nung des Senats durch eine Abstimmung mit qualifizierter 
Mehrheit wieder aufheben und das Gesetz unverzüglich 
dem Präsidenten zur Unterschrift vorlegen würde. Am 6. 
Mai fand jedoch eine bereits seit längerem geplante Fern-
sehdebatte statt, zu der die Kandidaten aller Parteien, in-
klusive des amtierenden Präsidenten Andrzej Duda, gela-
den waren. Eine Stunde nach der Debatte veröffentlichte 
der PiS-Vorsitzende Jarosław Kaczyński zusammen mit Ja-

6 Insgesamt werden die Kosten auf 70 Millionen PLN, ca. 17,5 Millionen Euro, geschätzt.
7 Porozumienie (dt.: ‚Einigung‘) ist eine kleine Partei mit 18 Abgeordneten innerhalb der PiS-Fraktion im Sejm.
8 Gowin wollte die Wahlen mit Hilfe einer Verfassungsänderung gar um bis zu zwei Jahre verschieben und die Amtszeit des Präsidenten auf sieben Jahre 

verlängern (Gazeta Prawna 2020).

rosław Gowin, dem Vorsitzenden der Partei Porozumienie7, 
eine Bekanntmachung, in der sie ihre Verständigung darü-
ber bekundeten, die Wahlen am 10. Mai nicht durchzufüh-
ren (Baczyński/Janicki 2020). Am 6. April war Gowin noch im 
Streit mit Kaczyński vom Posten des Vize-Ministerpräsiden-
ten zurückgetreten, weil er die PiS-Vertreter im Parlament 
nicht von einer notwendigen Verschiebung der Wahl hatte 
überzeugen können.8 Beide erwarteten, dass nach der er-
gebnislosen Verstreichung des erklärten Wahltermins das 
Oberste Gericht die rechtlich vollzogene, faktisch aber nicht 
durchgeführte Wahl im Nachhinein für ungültig erklären 
würde. Dies hätte eine regelkonforme Grundlage für eine 
Neuausschreibung der Wahlen geliefert. Die Absprache 
zwischen PiS und Porozumienie über die Wahl beendete 
zugleich einen Konflikt innerhalb der Regierung. Im Tausch 
gegen eine Rückgabe von Zuständigkeiten an die staatliche 
Wahlkommission sowie verschärfte Sicherheitsauflagen bei 
der Durchführung der Wahl erklärte sich die kleinere der 
beiden Regierungsparteien bereit, das Briefwahlgesetz zu 
unterstützen. Diese Entscheidung setzte zwar dem bisheri-
gen Chaos ein Ende, führte allerdings zu neuen Problemen.

3. SCHADENSBEGRENZUNG 

Obwohl die Regierungspartei damit einer vollständigen 
Blamage entkommen war, wurde bald klar, dass die poli-
tischen und verfassungsrechtlichen Probleme noch längst 
nicht gelöst waren. Zunächst war es völlig ungewiss, wie 
die nicht durchgeführte Präsidentschaftswahl rechtlich zu 
bewerten sei. Laut verbreiteter Deutung durfte eigentlich 
nur das Oberste Gericht über den Ausfall, die Ungültigkeit 
oder die Wiederholung einer Präsidentschaftswahl ent-
scheiden. Die polnische Verfassung wiederum sieht nur 
dann den ‚Ausfall‘ einer Wahl vor, wenn zuvor ein Kriegs-, 
Ausnahme- oder Katastrophenzustand ausgerufen wur-
de. Eine Wahl, die auf der Grundlage einer Vereinbarung 
zwischen Regierungsparteien schlicht nicht ‚durchgeführt‘ 
wurde, kann deshalb im verfassungsrechtlichen Sinne 
nicht als ‚abgesagt‘ gelten. Gegen Kaczyńskis und Gowins 
Erwartung trug auch das Oberste Gericht nicht zur Klärung 
der Situation bei. Einige Verfassungsrechtler argumentier-
ten, dass das Gericht gar nicht tätig werden konnte, weil 
es nur dann für die Beurteilung der Umstände und mög-
lichen Verfahrensfehler einer Wahl zuständig war, wenn 
diese Wahl auch stattgefunden hatte (Danielewski 2020; 
Siedlecka 2020a). Man war im Grunde in eine eigentlich 
unmögliche Rechtssituation geraten, für die keine kla-
ren Auswege ersichtlich waren. Einige Stimmen meinten, 
dass die Rückkehr in einen verfassungsgemäßen Zustand 
nur dann möglich sei, wenn der amtierende Präsident 
mit sofortiger Wirkung von seinem Amt zurücktreten und 
damit den durch die Verfassung vorgesehenen Fall ei-
ner Neuwahl auslösen würde (Sitnicka 2020; Rakowska- 
Trela 2020; Siedlecka 2020b; Baczyński/Janicki 2020). 
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Diese Lösung lehnten die Vertreter der PiS-Regierung 
selbstverständlich ab. Als klar wurde, dass das Obers-
te Gericht keine rechtsverbindliche Entschließung fas-
sen würde, bekräftigte die Regierung stattdessen ih-
ren Willen, die Wahl baldmöglichst nachzuholen und 
auf der Grundlage des Beschlusses der staatlichen 
Wahlkommission vom 10. Mai einen neuen Wahlter-
min festzulegen. Bereits vor der Einigung von Kaczyński 
und Gowin, hatte Sejm-Marschallin Elżbieta Witek 
dazu eine Anfrage an das Verfassungsgericht (Trybynał  
Konstytucyjny) gestellt. Darin erbat sie Auskunft darüber, 
inwiefern die Regierung befugt sei, in Eigenregie einen 
neuen Wahltermin innerhalb der ursprünglich vorge-
sehenen Zeitspanne (27. April bis 24. Mai) festzulegen. 
Doch auch diese Maßnahme war verfassungsrechtlich 
höchst fragwürdig, eine derartige ‚Anfrage‘ der Legis-
lative an das Gericht in der polnischen Verfassung gar 
nicht vorgesehen. Der von PiS-nahen Mitgliedern domi-
nierte Verfassungsgerichtshof (Trybynał Konstytucyjny) 
aber entsprach dem Anliegen Witeks und räumte der Re-
gierung schließlich das Recht zur eigenständigen Festle-
gung eines neuen Wahltermins ein (Siedlecka 2020c).

Die Regierung aber ließ sich Zeit. Offizielle Auskünfte über 
mögliche neue Termine gab es lange keine, was zu erhebli-
chen Unsicherheiten führte. Bekannt war lediglich, dass der 
Urnengang definitiv nicht mehr im Mai stattfinden würde. 
Auch die Frage, wie vor dem Hintergrund der Corona-Pan-
demie die Wahl konkret durchzuführen sei, blieb weiterhin 
ungeklärt. Am 11. Mai wurde schließlich ein neuer Entwurf 
zur Novellierung des polnischen Wahlgesetzes in den Sejm 
eingebracht, um die zwischen Kaczyński und Gowin verein-
barten Maßnahmen einzuführen. Dieser Entwurf wurde 
im Vergleich zum ‚Briefwahlgesetz‘ vom 08. Mai 2020 von 
Verfassungsrechtlern immerhin als „weniger verfassungs-
widrig“ eingestuft (Siedlecka 2020c), wobei sich die Haupt-
kritik diesmal auf mögliche Verletzungen des Demokra-
tieprinzips richtete.9 Änderungsvorschläge des Senats, die 
diese Bedenken womöglich aufgegriffen hätten, lehnte die 
PiS-Mehrheit im Sejm mehrheitlich ab. Stattdessen wurde 

9 Die Hauptkritik zielte auf die drastische Verkürzung der gesetzlichen Fristen sowie auf die Ungleichbehandlung von alten und möglichen neuen Kandidaten, 
die nun in kürzester Zeit die für ihre Kandidatur notwendigen Unterstützungserklärungen sammeln mussten (Klauziński 2020b).

die erneute Novellierung des Wahlgesetzes am 2. Juni 2020 
verabschiedet und von Präsident Duda unterzeichnet (Dz. 
U. 2020 poz. 979). Damit waren nun sehr kurze Fristen bei 
der Durchführung von Wahlen erlaubt – vier Tage für die 
Sammlung von Unterstützungserklärungen, drei Wochen 
für den Wahlkampf, vierzehn Tage für Beschwerden nach 
der Wahl. Dies wurde zwar kritisiert, aber auch von der Op-
position überwiegend in Kauf genommen. Alle beteiligten 
Akteure schienen inzwischen zu der Auffassung gelangt, 
dass ohnehin keine Lösung ohne eine Überschreitung des 
verfassungsrechtlichen Rahmens möglich sei. Der breite 
Chor von Medien und Opposition, der vor dem 10. Mai 
noch vehement einen Boykott der Wahlen gefordert hatte, 
war verstummt.

4. DER ZWEITE VERSUCH   

Inwiefern das verfassungsrechtliche Chaos im Umfeld ur-
sprünglichen Wahltermins noch aufgearbeitet sowie Ver-
antwortliche für Regelverstöße angeklagt werden, bleibt 
offen. Die Staatsanwaltschaft könnte theoretisch die 
strafrechtliche Relevanz einzelner Handlungen prüfen, die 
‚Oberste Kontrollkammer‘ (Nawyższa Izba Kontroli) das 
Agieren der Verwaltung auf dienstrechtliche Fehler un-
tersuchen. Mehrere zivilgesellschaftliche Organisationen 
und Vereine unterstützen diese Forderung und sammeln 
bereits Unterlagen, die mögliche Rechtsverletzungen doku-
mentieren sollen. Auch einige Oppositionsparteien haben 
bereits angekündigt, dass sie die Einrichtung eines Untersu-
chungsausschusses im Sejm unterstützen. Ob es tatsäch-
lich dazu kommen wird, ist wegen der Verflechtung von 
Staatsanwaltschaft und PiS-geführtem Justizministerium 
allerdings fraglich.

Am 3. Juni 2020 wurde endlich der neue Wahltermin ver-
kündet. Beobachter kritisierten, dass die PiS-Mehrheit 
im Sejm dies deshalb so lange hinauszögert hatte, weil 
sie sich damit für die Wahl einen Startvorteil verschaffen 
wollte. Erst nach dem offiziellen Beginn des Wahlkampfes 
ist es den Kandidaten in Polen nämlich erlaubt, Spenden 

Abb. 3: Simulationen – Stichwahlergebnisse

Andrzej Duda kontra Rafał Trzaskowski 48% : 48%
Andrzej Duda kontra Szymon Hołownia 44% : 48%
Andrzej Duda kontra Władysław Kosiniak-Kamysz 45% : 45%
Andrzej Duda kontra Robert Biedroń 47% : 41%
Andrzej Duda kontra Krzysztof Bosak 60% : 40%

Quelle: Kantar 18.06.2020, IPSOS 16.06.2020; Estymator 14.06.2020; Social Changes 12.06.2020; ewybory.eu / eigene Darstellung

(fehlende Werte zu 100 Prozent: unentschlossene Wähler)
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anzunehmen, Unterstützungserklärungen zu sammeln 
und Ausgaben für Werbemittel zu tätigen. Der amtieren-
de Präsident hingegen konnte sich in der Zwischenzeit 
weiter zu offiziellen Terminen als Staatsoberhaupt in Sze-
ne setzen.10 Im Vorfeld des neuen Wahltermins am 28. 
Juni 2020 scheinen sich in den Umfragen die Kräftever-
hältnisse allerdings dennoch verschoben zu haben. Das 
Vorgehen der Regierung im Umfeld der Präsidentschafts-
wahl  hat die Anhänger der Opposition mobilisiert. Der 
neue Kandidat der Bürgerkoalition, Rafał Trzaskowski, hat 
einen guten Wahlkampfstart erlebt und kann sich über 
steigende Umfragewerte freuen (s. Abb. 2). Amtsinha-
ber Andrzej Duda hingegen wirkt durch das Wahlchaos 
geschwächt. Seine Kampagne hat an Schwung verloren. 
Obwohl er inzwischen seine Rhetorik im Sinne der nati-
onal-konservativen PiS-Wählerschaft deutlich verschärft 
und seine Präsenz vor allem in den (PiS-kontrollierten) öf-
fentlich-rechtlichen Medienanstalten deutlich erhöht hat, 
sinken seine Zustimmungswerte weiter – von 62 Prozent 
am 19. April auf zuletzt 39.7 Prozent am 21. Juni (Abb. 2). 
In der Stichwahl am 12. Juli kann sich Duda seiner Wie-
derwahl nicht mehr sicher sein. Laut aktuellen Prognosen 
wird gleich mehreren Kandidaten zugetraut, den amtie-
renden Präsident zu schlagen (Abb. 3). Im derzeit wahr-
scheinlichsten Szenario wird sich die Wahl im zweiten 
Wahlgang zwischen Andrzej Duda und dem zweitplat-
zierten Rafał Trzaskowski entscheiden. Hier aber könnte 
Duda wohl nur durch die Stimmen von bisher Unent-
schlossenen sowie Teilen der Wählerschaft von Krzysztof 
Bosak hinzugewinnen, Trzaskowski hingegen auf die Un-
terstützung der meisten übrigen Oppositionskandidaten 
zählen (Stanley 2020). Entsprechend ist das Ergebnis der-
zeit kaum absehbar.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

10 Diese Situation war insbesondere für Rafał Trzaskowski, dem neuen Kandidaten der ‚Bürgerplattform‘ (Platforma Obywatelska) besonders beschwerlich, da 
er noch die nötigen 100.000 Unterstützungserklärungen sammeln musste.
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Zeittafel 
Datum Ereignis (ggf. rechtliche Grundlage) 

05.02.
Verkündung des Termins für die Präsidentschaftswahl (10. Mai 2020) 
Art. 128 Pkt. 2 der Verfassung (die Wahl muss an einem freien Tag zwischen 100 und 75 Tagen vor dem Ende der Amtszeit stattfinden, die 
Verkündung des Wahltermins muss mindestens 60 Tage im Voraus erfolgen); Dz.U. 2020 poz. 988

04.03. Erster nachgewiesener Corona-Fall in Polen 

15.03. Einführung von Grenzkontrollen, Einreiseverbot für Ausländer und Quarantänepflicht für Bürger 

20.03. Erklärung eines Epidemie-Zustandes, weitgehende Einschränkung des öffentlichen Lebens
Verordnung, Dz.U. 2020 poz. 491

01.04. Verlängerung der Einschränkungen, Einführung von weiteren Maßnahmen (u.a. obligatorischer Mundschutz in der Öffentlichkeit) 

06.04.

Entwurf zur Novellierung des Wahlgesetzes wird vom Sejm angenommen. Damit soll es ermöglicht werden, eine Wahl kom-
plett per Briefwahl durchzuführen 
(Ustawa Kopertowa („Briefwahlgesetz“). Die Vorlage wird dem Senat übermittelt, der innerhalb von 30 Tagen darüber abstimmen muss. 
Gesetz, Dz.U. 2020 poz. 827

10.04. Verschiedene Rektoren und Mitarbeiter von Juristischen Fakultäten rufen dazu auf, die ‚verfassungswidrigen Wahlen‘ abzusagen. 

April Mehrere Kommunen melden der staatliche Wahlkommission, dass sie nicht in der Lage sind, die Gesundheit der Wähler in der Pandemie 
zu schützen und genug Freiwillige für die Wahlkommissionen zu finden.

Mitte
April

Der polnische ‚Minister für Staatsvermögen‘ (Minister Aktywów Państwowych) beauftragt die Post mit der Durchfüh-
rung der Wahl. 

23.04. Die Post schickt eine Anfrage an die Kommunalbehörde, die Wählerlisten auszuhändigen. 

27.04. Die OSZE sieht in der angekündigten Wahl eine Verletzung demokratischer Prinzipien.

27.04. In einer Stellungnahme erklärte das Oberste Gericht (Sąd Najwyższy), dass der Gesetzentwurf vom 6. April aufgrund formaler und inhalt-
licher Mängel nicht weiter bearbeitet werden sollte.

29.04. Der Inhalt der Stimmzettel wird an die Öffentlichkeit gebracht

30.04. Ein Appell von Altpräsidenten und Altministerpräsidenten, die Wahl zu verlegen, wird veröffentlicht. 

05.05. Der Senat lehnt die Novellierung des Wahlgesetzes („Briefwahlgesetz“) ab.
Art. 121, Pkt. 2 der Verfassung

05.05. Sejm-Marschallin Elżbieta Witek schickt eine Anfrage an die Wahlkommission, ob die Wahl am 10. Mai durchführbar ist. Die Ant-
wort ist negativ. 

06.05 Sejm-Marschallin Elżbieta Witek schickt eine Anfrage an das Verfassungsgericht (Trybynał Konstytucyjny), unter welchen Bedingungen der 
Wahltermin verschoben werden kann. 

06.05. Im staatlichen Fernsehen findet eine Debatte der Kandidaten statt.

06.05. Jarosław Kaczyński und Jarosław Gowin veröffentlichen eine gemeinsame Erklärung, in der sie ankündigen, die Wahl am 10. Mai 
nicht durchzuführen.

07.05. Wiederabstimmung und Annahme des ‚Briefwahlgesetzes‘ im Sejm  
Art. 121, Pkt. 3 der Verfassung; die Ablehnung des Gesetzes im Senat wird durch den Sejm mit qualifizierter Mehrheit überwunden

07.05. Die staatliche Wahlkommission gibt bekannt, dass die Wahl am 10. Mai nicht stattfinden wird. 

08.05. Das ‚Briefwahlgesetz‘ wird vom Präsident Duda unterschrieben und veröffentlicht. Es tritt in Kraft. 

10.05. Die geplante Wahl findet nicht statt.  
Beschluss der Wahlkommission (Dz.U. 2020 poz. 967)

15.05. Die oppositionelle ‚Bürgerkoalition‘ (KO) wechselt ihren Präsidentschaftskandidaten: Rafał Trzaskowski ersetzt Małgorzata Kidawa-Błońska.

16.05. Erste Lockerungen der Pandemie-Maßnahmen 

02.06. Das Wahlgesetz wird erneut geändert, um die Sicherheit der Wahl zu erhöhen. Dz.U. 2020 poz. 979

03.06. Als neuer Wahltermin wird der 28. Juni festgelegt. Der Wahlkampf darf offiziell starten.  
Dz.U. 2020 poz. 988

17.06. Die Umfragen zeigen zum ersten Mal, dass A. Duda gegen R. Trzaskowski, S. Hołownia sowie W. Kosiniak-Kamysz in Stichwahl 
verlieren könnte.

28.06. Neuer Wahltermin 

12. 07.
Die Stichwahl 
Wird stattfinden, wenn kein Kandidat eine absolute Mehrheit am 28.06. gewinnt.

Quelle: eigene Darstellung

ANHANG
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ÜBER MIDEM

In den vergangenen Jahren hat das Thema Migration in 
den Gesellschaften Europas zu neuen Polarisierungen 
geführt. Die politischen und sozialen Herausforderungen 
dieser Entwicklung sind noch nicht absehbar. Notwendig 
sind Untersuchungen, die den Zusammenhang zwischen 
Migration und Demokratie erforschen.

Das Mercator Forum für Migration und Demokratie 
(MIDEM) fragt danach, wie Migration demokratische 
Politiken, Institutionen und Kulturen prägt und zugleich 
von ihnen geprägt wird. Untersucht werden Formen, 
Instrumente und Prozesse politischer Verarbeitung 
von Migration in demokratischen Gesellschaften – in 
einzelnen Ländern und im vergleichenden Blick auf 
Europa.

MIDEM untersucht:
• Krisendiskurse zu Migration und Integration.
• Populismus.
• Institutionelle Verarbeitung von Migration.
• Migration in städtischen und regionalen Kontexten.

MIDEM hat zur Aufgabe:
• die nationale und internationale Vernetzung sowie die in-

terdisziplinäre Kommunikation über Migration zu fördern.
• regelmäßig erscheinende Länderberichte und Quer-

schnittsstudien zu zentralen Fragen an der Schnittstelle 
zwischen Migration und Demokratie zu erstellen.

• gesamteuropäische Handlungsempfehlungen für den 
demokratischen Umgang mit Migration zu entwickeln.

•  Politik und Zivilgesellschaft zu beraten.


